
1. Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen
2019 vom 18.12.2018

Aufgrund des § 6 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung der
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz - LÖG NRW)
vom 16.11.2006 wird von der Stadt Oberhausen als ört-
licher Ordnungsbehörde gemäß Beschluss des Rates der
Stadt Oberhausen vom 17.12.2018 für das Gebiet der
Stadt Oberhausen folgende Verordnung erlassen:

§ 1
Verkaufsoffene Sonntage

Am Sonntag, dem 06.01.2019, dürfen in der Innenstadt
Sterkrade im Zusammenhang mit dem Sterkrader
Dreikönigsfest Verkaufsstellen im Sinne des § 3 LÖG
NRW von 13:00 Uhr bis 18:00 Uhr geöffnet sein.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Die in § 1 getroffene Ausnahmeregelung gilt für Verkaufs-
stellen in der Innenstadt Sterkrade in den von den nach-
folgenden Straßen umschlossenen Bereichen sowie für
Verkaufsstellen, die an die genannten Straßen und
Plätze unmittelbar angrenzen:

Arnold-Rademacher-Platz, Zilianplatz, Großer Markt,
Kleiner Markt, Bahnhofstr. 2 - 66 (bis Ende Kleiner
Markt), Steinbrinkstr. 187 - 245 und Ramgestr. 1 - 9. 

§ 3
Ordnungswidrigkeiten

1. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig außerhalb der in den § 1 zugelassenen
Geschäftszeiten Verkaufsstellen offenhält.

2. Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 Abs. 2 LÖG
NRW mit einer Geldbuße bis zu 5.000 Euro geahndet
werden.

§ 4
Inkrafttreten/Außerkrafttreten

1. Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. 

2. Diese Verordnung tritt am 31.12.2019 außer Kraft.

Die vorstehende ordnungsbehördliche Verordnung wird
hiermit verkündet.

Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW)
gegen diese ordnungsbehördlichen Verordnung nach Ab-
lauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr gel-
tend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) diese ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Stadt Oberhausen vorher gerügt und dabei die verletz-
te Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

Stadt Oberhausen
als örtliche Ordnungsbehörde
Oberhausen, 18.12.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung des einleitenden Ände-
rungsbeschlusses zum Bebauungsplan
Nr. 306 - Weseler Straße / Försterstraße -
(neu: Bebauungsplan Nr. 306, 2. Änderung
- Weseler Straße / Franz-Schröer-Weg -)

I. Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 19.11.2018
die einleitende Änderung des Bebauungsplans Nr. 306
- Weseler Straße / Försterstraße - für das im Plan des
Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz - vom 09.10.2018 umrandete Gebiet be-
schlossen (Bebauungsplan Nr. 306, 2. Änderung).

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur
28, und wird wie folgt umgrenzt:

Südöstliche Seite des Franz-Schröer-Weges, nordöstli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 279 und 430, südöstli-
che und südwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 430,
südwestliche Grenze des Flurstücks Nr. 279, südöstli-
che Grenzen der Flurstücke Nr. 693 und 694, südwest-
liche Grenzen der Flurstücke Nr. 694 und 695, südöst-
liche Grenze des Flurstücks Nr. 608, südöstliche, süd-
westliche und nordwestliche Grenze des Flurstücks Nr.
609, südwestliche, nordwestliche und nordöstliche
Grenze des Flurstücks Nr. 611, nordwestliche Grenze
des Flurstücks Nr. 607, südwestliche Seite des Franz-
Schröer-Weges.

Die genaue Abgrenzung ergibt sich auch aus der
nachfolgenden Übersichtsskizze.

243

20. Dezember 2018 Sonderamtsblatt 13/2018

Amtsblatt für die
Stadt Oberhausen

INHALT
Amtliche Bekanntmachungen
Seite 243 bis 262

Stadt Oberhausen
Pressestelle

Rathaus
46042 Oberhausen

Amtliche Bekanntmachungen

stadt
oberhausen



Gesetzliche Grundlage ist § 2 Abs. 1 BauGB in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl.
I, S. 3634).

Interessenten können zur Unterrichtung über die Lage
des Plangebiets einen Plan mit den Umringsgrenzen
im Bereich 5-4 - Bauleitpläne, Wohnungswesen, Denk-
malschutz -, Technisches Rathaus Sterkrade, Bahn-
hofstraße 66, Erdgeschoss, Zimmer Nr. A 009, wäh-
rend der Öffnungszeiten:

Montag - Donnerstag: 08:00 - 16:00 Uhr und
Freitag: 08:00 - 12:00 Uhr

einsehen.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 306, 2. Änderung, werden
folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

- Festsetzung von Wohngebieten;
- Regelung der notwendigen Erschließung.

Hinweis

Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwasser-
untersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

Der vom Rat der Stadt am 19.11.2018 gefasste einlei-
tende Änderungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr.
306 - Weseler Straße / Försterstraße - (neu: Bebau-
ungsplan Nr. 306, 2. Änderung, - Weseler Straße /
Franz-Schröer-Weg -) wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des einlei-
tenden Änderungsbeschlusses zum Bebauungsplan
Nr. 306 - Weseler Straße / Försterstraße - (neu: Be-
bauungsplan Nr. 306, 2. Änderung, - Weseler Straße /
Franz-Schröer-Weg -) stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 19.11.2018 überein.

Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV. NRW. 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. S.
739), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 12.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zur Änderung des Be-
bauungsplanes Nr. 306 (Bebauungsplan Nr. 306, 2.
Änderung):

Zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplans Nr.
306 befanden sich im Innenbereich des Blocks zwei Ge-
werbebetriebe. Einer dieser Gewerbebetriebe wurde
zwischenzeitlich aufgegeben. An seiner Stelle wurde ei-
ne Wohnbebauung realisiert.

Der zweite Gewerbebetrieb besteht weiterhin, so dass die
seinerzeit an dieser Stelle vorgesehene Wohnbebauung
bisher nicht realisiert werden konnte. Derzeit liegt für eine
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Fläche südlich des bestehenden Gewerbebetriebs eine
Bauvoranfrage für eine Wohnbebauung vor.

Im Rahmen der 2. Änderung des Bebauungsplans Nr.
306 soll ein städtebauliches Konzept erarbeitet werden,
dass u. a. für das Grundstück des zweiten noch beste-
henden Gewerbebetriebs wohnbauliche Entwicklungs-
möglichkeiten aufzeigt.

Die bereits entstandene Wohnbebauung soll planungs-
rechtlich bestätigt werden. Ebenfalls bestätigt werden
soll die seinerzeit vorgesehene Fußwegeverbindung in
Nord-Süd-Richtung.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Jägerprüfung:

schriftlicher Teil: Mittwoch, 24.04.2019
15:00 Uhr - 18:00 Uhr
Technisches Rathaus
Bahnhofstraße 66
Haus A, Raum A 118
46145 Oberhausen

mündliche Prüfung: Donnerstag, 25.04.2019
09:00 Uhr - 12:00 Uhr
13:30 Uhr - 17:30 Uhr
Technisches Rathaus
Bahnhofstraße 66
Haus A, Raum A 118
46145 Oberhausen

jagdliches Schießen: Freitag, 26.04.2019
14:00 Uhr - 18:00 Uhr
Schießstand Coesfeld-Flamschen
48653 Coesfeld

Anträge auf Zulassung zur Jägerprüfung sind bis ein-
schließlich 23. Februar 2019 bei der Unteren Jagdbe-
hörde der Stadt Oberhausen, Bereich Bürgerservice,
Öffentliche Ordnung, Technisches Rathaus, Bahnhofstra-
ße 66, Zimmer B 407, einzureichen.

Dem Antrag sind beizufügen:

- ein Nachweis der Landesvereinigung der Jäger oder
einer ihrer satzungsgemäßen Untergliederungen über
die sichere Handhabung und das Schießen mit einer
Kurzwaffe mit einem Mindestkaliber von 9 Millimetern.
Der Nachweis darf nicht älter als ein Jahr sein,

- ein Nachweis über die Teilnahme an einer vom zustän-
digen Veterinäramt anerkannten Schulung zur
Kundigen Person nach Anhang III Abschnitt IV Kapitel I
Nummer 4 der Verordnung (EG) Nummer 853/2004.

Der Oberbürgermeister
- Untere Jagdbehörde -

Im Auftrag

gez.:
Ohletz

Stellplatzablösesatzung der Stadt Ober-
hausen vom 18.12.2018

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
17.12.2018 aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV.
NRW. S. 90) und des § 89 Abs. 1 Nr. 4 der Bauordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Juli 2018 (GV.
NRW. S. 90), die folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Satzung gilt für alle ab dem 01.01.2019 vollständig
und ohne erhebliche Mängel eingereichten Bauvorhaben.

§ 2 
Geldbetrag für die Ablösung der Stellplatzpflicht 

Mit dieser Stellplatzablösesatzung wird gemäß § 48 Abs.
3 Satz 2 Nr. 8 in Verbindung mit § 89 Abs. 1 Nr. 4 der
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (BauO
NRW 2018) die Höhe des Geldbetrages je Stellplatz fest-
gelegt, der gemäß § 48 Abs. 3 Satz 2 Nr. 8 BauO NRW
für die Ablösung der Pflicht zur Herstellung notwendiger
Stellplätze im Sinne des § 48 Abs. 1 BauO NRW 2018 an
die Stadt Oberhausen zu zahlen ist.

Satz 1 gilt nur, wenn die Herstellung notweniger Stell-
plätze, Garagen oder Fahrradabstellplätze nach § 48
Abs. 1 BauO NRW 2018 nicht oder nur unter großen
Schwierigkeiten möglich ist. Die Verwendung dieser Bei-
träge richtet sich nach § 48 Abs. 4 BauO NRW 2018.

§ 3 
Gebietszonen

(1) Für die Bemessung des Geldbetrages gemäß § 48
Abs. 3 Satz 2 Nr. 8 BauO NRW 2018 werden für das
Gebiet der Stadt Oberhausen folgende Gebietszonen
festgelegt: 

1. Gebietszone l wird begrenzt 

a) im Stadtbezirk Alt-Oberhausen durch die Gleis-
anlagen der Deutschen Bahn AG, die Mülheimer
Straße und die Grenzstraße, 

b) im Stadtbezirk Sterkrade durch die Ostrampe,
Brandenburger Straße, Parkstraße, Hildegard-
straße, Wilhelmstraße, Gymnasialstraße (südl.
Gymnasialplatz), Postweg, Holtener Straße, Brü-
derstraße, Wittestraße, Dorstener Straße, Zur
Gutehoffnungshütte, Eugen-zur-Nieden-Ring,
Friedrichstraße, 

c) im Stadtbezirk Osterfeld durch die Rheinische
Straße, Wißmannstraße, Heinestraße, Lilienthal-
straße, Bottroper Straße, Märkische Straße und
die Gleisanlagen der Deutschen Bahn AG. 

2. Gebietszone II umfasst das übrige Stadtgebiet. 

(2) Grundstücke, die an die unter Absatz 1 genannten
Straßen grenzen, sind der Gebietszone l zuzuordnen. 

(3) Die Bereiche der Gebietszone l sind in den als An-
lagen 1, 2 und 3 beigefügten Kartenausschnitten als
unterlegte Fläche gekennzeichnet. Die Anlagen sind
Bestandteil dieser Satzung.
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§ 4 
Höhe des Ablösebetrages 

(1) Die Höhe des Geldbetrages je Stellplatz beträgt 

1. in der Gebietszone I 11.150,-- EUR 
2. in der Gebietszone II  3.380,-- EUR 

(2) Bei Vorhaben des Mietwohnungsbaus, die Gegen-
stand einer Förderung nach den Vorschriften des Ge-

setzes über die soziale Wohnraumförderung sind, be-
trägt der je Stellplatz zu zahlende Geldbetrag 

1. in der Gebietszone I  3.690,-- EUR 
2. in der Gebietszone II 1.130,-- EUR 

§ 5 
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994, S. 666) in der
zurzeit gültigen Fassung können Verletzungen von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung /
sonstige ortsrechtliche Bestimmung nach Ablauf eines
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 18.12.2018

Schranz
Oberbürgermeister

Abfallsatzung der Stadt Oberhausen vom
17.12.2018

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
17.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

I Allgemeine Bestimmungen

§ 1   Aufgaben und Ziele
§ 2   Abfallvermeidung
§ 3   Umfang der Abfallentsorgung
§ 4   Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang
§ 5   Ausnahmen und Befreiung vom Anschluss- und

Benutzungszwang
§ 6   Pflichten und Betretungsrecht

II Sammlung und Transport

§ 7   Bereitstellung der Abfälle
§ 8   Abfallbehälter/Mindestvolumen
§ 9   Häufigkeit und Zeitpunkt der Abfuhr
§ 10 Benutzung der Abfallbehälter
§ 11 Stellplätze und Transportwege

III Sammelsysteme

§ 12 Abfallverwertung
§ 13 Blaue Tonne
§ 14 Biotonne/Grünabfallsack
§ 15 Laubabfuhr
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§ 16 Sperrmüllabfuhr
§ 17 Gefährliche Abfälle/Elektro- und Elektronik-Altgeräte
§ 18 Anfall von Abfällen und Eigentumsübergang
§ 19 Benutzung der Abfallentsorgungseinrichtungen

IV Gebührenpflicht/Ahndung von Satzungsverstößen 

§ 20 Gebührenpflicht und Gebührenmaßstab
§ 21 Gebührenschuldner
§ 22 Entstehung, Änderung und Erlöschen der

Gebührenpflicht
§ 23 Festsetzung, Heranziehung und Fälligkeit
§ 24 Ordnungswidrigkeiten
§ 25 Inkrafttreten/Außerkrafttreten

Anlage (Abfallkatalog)

I Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Aufgaben und Ziele

(1) Die Stadt Oberhausen (nachfolgend Stadt genannt)
betreibt die Abfallentsorgung auf ihrem Gebiet nach
Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung als öffent-
liche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und
wirtschaftliche Einheit.

(2) Alle an der Abfallentstehung Beteiligten sollen durch
ihr Verhalten dazu beitragen, dass möglichst
- Abfälle vermieden werden, insbesondere durch die

Verminderung ihrer Menge und Schädlichkeit,
- nicht vermeidbare Abfälle verwertet und
- nicht verwertbare Abfälle umweltverträglich besei-

tigt werden.

(3) Die Stadt informiert und berät ihre Bürgerinnen und
Bürger, die Betriebe und sonstige an der Abfallentste-
hung Beteiligten umfassend über die Möglichkeiten 
- der Vermeidung, Verwertung, Verminderung und

Beseitigung von Abfällen, 
- der Weiterverwendung von Gegenständen, 
- der Verwendung umweltfreundlicher Produkte 
- sowie über alle Rechte und Pflichten, die sich aus

dieser Satzung und anderen Rechtsvorschriften er-
geben (Abfallberatung).

(4) Die Abfallentsorgungspflicht als Teil der Abfallwirt-
schaft umfasst insbesondere Maßnahmen zur Ver-
meidung, Vorbereitung zur Wiederverwendung, Re-
cycling sowie die Verwertung von Abfällen (§ 6 Abs. 1
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)), das Einsammeln
und Befördern, die Standortfindung, Planung, Errich-
tung, Erweiterung, Um- und Nachrüstung sowie den
Betrieb der zur Entsorgung notwendigen Abfallwirt-
schaftseinrichtungen und Entsorgungsanlagen für
nicht ausgeschlossene Abfälle, die im Stadtgebiet an-
fallen. Die Entsorgungspflicht gilt auch für die in unzu-
lässiger Weise abgelagerten Abfälle.

(5) Mit der Durchführung einzelner, sich aus dieser
Satzung ergebender Aufgaben kann die Stadt Dritte
nach § 22 KrWG beauftragen. Beauftragter Dritter ist
die WBO Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH
(nachfolgend WBO genannt).

§ 2
Abfallvermeidung

(1) Alle, die die öffentliche Abfallentsorgung in Anspruch
nehmen, haben die Menge der anfallenden Abfälle so

gering zu halten, wie es den Umständen nach mög-
lich und zumutbar ist.

(2) Die Stadt wirkt auf Unternehmen und Gesellschaf-
ten, an denen sie beteiligt ist, ein, damit diese die
Entstehung von Abfall vorbildlich vermeiden und die
Verwendung von umweltfreundlichen weiterverwend-
baren Gegenständen sowie die Verwertung von Ab-
fällen fördern. 

(3) Auch Dritte können auf diese Ziele nach Abs. 1 u. 2
verpflichtet werden, wenn ihnen öffentliche Einrich-
tungen oder Grundstücke zur Verfügung gestellt wer-
den (z. B. Straßenfeste, Jahrmärkte usw.). Einzelhei-
ten werden in der Genehmigung für die Veranstaltung
festgelegt.

§ 3
Umfang der Abfallentsorgung

(1) Die Stadt Oberhausen entsorgt alle angefallenen und
überlassenen Abfälle aus privaten Haushaltungen.
Sie entsorgt auch die angefallenen und überlassenen
Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsberei-
chen, soweit sie in der Anlage zu dieser Satzung (Ab-
fallkatalog) aufgeführt sind und soweit sie nicht Drit-
ten oder privaten Entsorgungsträgern zur ordnungs-
gemäßen Entsorgung nach § 22 KrWG übertragen
wurden. Die Anlage ist Bestandteil dieser Satzung.

(2) Von der Abfallentsorgung ausgeschlossen sind

1. Abfälle, die nicht in der Anlage aufgeführt sind und
die Annahmekriterien der Abfallentsorgungsan-
lagen nicht erfüllen. Dies gilt auch, wenn ausge-
schlossene Abfälle mit anderen nicht ausgeschlos-
senen Abfällen vermischt sind, ungeachtet des
Mischungsverhältnisses. Der Ausschluss gilt nicht
für Schadstoffe oder Abfälle in kleinen Mengen,
wie in Haushaltungen üblich, die vom Schadstoff-
mobil oder an der Schadstoffannahmestelle am
Wertstoffhof angenommen werden. 

2. Abfälle, für die Rücknahmepflichten durch Rechts-
verordnung nach § 25 KrWG eingeführt sind, so-
weit entsprechende Rücknahmeeinrichtungen zur
Verfügung stehen, bzw. die aufgrund einer ande-
ren gesetzlichen Rücknahmeverpflichtung, insbe-
sondere Elektro- und Elektronikgerätegesetz
(ElektroG), entsorgt werden.

(3) Vom Einsammeln und Befördern, nicht aber von der
Entsorgung ausgeschlossen sind:

1. Abfälle aus Industrie und Gewerbe, die wegen
ihrer Art und Menge oder aus sonstigen Gründen
(z. B. hygienischen Gründen) nicht in den zugelas-
senen Abfallbehältern oder Abfallsäcken (§ 7 Abs.
2) gesammelt werden können,

2. Erdaushub, Bau- und Baumischabfälle, Straßen-
aufbruch und sonstige mineralische Abfälle.

Diese Abfälle dürfen nicht in den zugelassenen Ab-
fallbehältern zum Einsammeln und Befördern bereit
gestellt werden.

(4) Soweit Abfälle ganz oder teilweise von der Entsor-
gung durch die Stadt ausgeschlossen sind, ist die Be-
sitzerin oder der Besitzer dieser Abfälle nach den Vor-
schriften der Gesetze und dieser Satzung zur ord-
nungsgemäßen Abfallentsorgung verpflichtet.
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(5) Über Abs. 2 und 3 hinaus kann die Stadt in Einzelfäl-
len mit Zustimmung der zuständigen Genehmigungs-
behörde Abfälle von der Entsorgung insgesamt oder
teilweise ausschließen, wenn diese nach ihrer Art und
Menge nicht mit den in Haushaltungen anfallenden
Abfällen entsorgt werden können. In Zweifelsfällen
sind die Abfälle durch die Abfallbesitzer bis zur Ent-
scheidung durch die zuständige Genehmigungsbe-
hörde so zu lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit
nicht beeinträchtigt wird. Die ordnungsgemäße Ent-
sorgung dieser Abfälle muss der Stadt auf Verlangen
durch entsprechende Belege nachgewiesen werden.

§ 4
Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang

(1) Jede Eigentümerin und jeder Eigentümer eines
Grundstücks im Stadtgebiet hat im Rahmen dieser
Satzung das Recht, den Anschluss des eigenen
Grundstücks an die öffentliche Einrichtung der Abfall-
entsorgung zu verlangen (Anschlussrecht). Alle An-
schlussberechtigten oder sonstigen Abfallerzeuger
oder -besitzer im Stadtgebiet haben im Rahmen die-
ser Satzung das Recht, die auf ihrem Grundstück
oder sonst bei ihnen anfallenden Abfälle der städti-
schen Abfallentsorgung zu überlassen sowie die
städtischen Sammelbehälter (Abfallbehälter auf den
Grundstücken, allgemein zugängliche Sammelcon-
tainer mit besonderer Zweckbestimmung) und die
sonstigen Anlagen der Abfallentsorgung bestim-
mungsgemäß zu benutzen (Benutzungsrecht).

(2) Jede Eigentümerin, jeder Eigentümer eines im Stadt-
gebiet liegenden Grundstücks ist verpflichtet, ihr/sein
Grundstück im Rahmen dieser Satzung an die öffentli-
che Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschließen.
Daneben sind die Erzeuger oder Besitzer von hausmül-
lähnlichen Gewerbeabfällen verpflichtet, die betreffen-
den Grundstücke anzuschließen (Anschlusszwang).
Alle Anschlussberechtigten und sonstige Abfallbesitzer
sind verpflichtet, im Rahmen des Anschlusszwanges
die auf dem Grundstück oder die sonst bei ihnen ange-
fallenen überlassungspflichtigen Abfälle der städtischen
Einrichtung zur Abfallentsorgung satzungsgemäß zu
überlassen (Benutzungszwang).

(3) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gilt jeder
zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbst-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet, ohne Rücksicht
auf die Grundbuch- oder Katasterbezeichnung.

§ 5
Ausnahmen und Befreiung vom 

Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt nicht,

1. soweit Abfälle nach § 3 Abs. 2 von der Abfallent-
sorgung ausgeschlossen sind,

2. soweit Abfälle zur Verwertung, die keine gefähr-
lichen Abfälle sind, durch eine nach § 17 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige
Sammlung einer ordnungsgemäßen und schadlo-
sen Verwertung zugeführt werden,

3. soweit Abfälle, die keine gefährlichen Abfälle sind,
durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, 
§ 18 KrWG zulässige gewerbliche Sammlung
einer ordnungsgemäßen und schadlosen Verwer-
tung zugeführt werden, wenn und soweit dies der

Stadt nachgewiesen wird und nicht überwiegende
öffentliche Interessen entgegenstehen.

(2) Auf Antrag kann eine Befreiung vom Anschluss- und
Benutzungszwang im Einzelfall erfolgen, 

1. wenn nachgewiesen wird, dass die auf dem an die
Abfallentsorgung angeschlossenen Grundstück
anfallenden Abfälle aus privaten Haushalten dort
auch ordnungsgemäß und schadlos verwertet
werden (Eigenverwertung).

2. wenn nachgewiesen wird, dass Abfälle aus ande-
ren Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen in eigenen dafür zugelassenen Anlagen besei-
tigt (Eigenbeseitigung) werden und überwiegende
öffentliche Interessen eine Überlassung an die Ab-
fallentsorgung der Stadt nicht erfordern oder zu
einer unzumutbaren Härte führen würde.

(3) Die Befreiung wird unter dem Vorbehalt des jederzei-
tigen Widerrufs schriftlich erteilt und kann mit Bedin-
gungen und Auflagen verbunden sowie befristet wer-
den. Die Stadt kann verlangen, dass das Vorliegen
der Voraussetzungen durch geeignete Unterlagen zu
belegen ist.

§ 6
Pflichten und Betretungsrecht

(1) Die sich aus dieser Satzung für die Grundstücks-
eigentümerinnen und Grundstückseigentümer erge-
benden Rechte und Pflichten gelten entsprechend für
Erbbauberechtigte, Wohnungseigentümer, Woh-
nungsberechtigte im Sinne des Wohnungseigentums-
gesetzes, Nießbraucher sowie auch alle sonstigen
zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten
oder Verpflichteten.

(2) Jede Eigentümerin und jeder Eigentümer eines ange-
schlossenen Grundstücks oder sonstige Verpflichtete
gem. Absatz 1 haben der Stadt das Vorliegen, den Um-
fang, insbesondere die Anzahl der auf dem Grundstück
gemeldeten Personen sowie jede Veränderung der
Anschluss- und Benutzungspflicht unter Angabe der
sonstigen Nutzung innerhalb eines Monats schriftlich
anzuzeigen. Im Falle des Eigentumswechsels besteht
die Verpflichtung zur Anzeige sowohl für das neue als
auch für das alte Eigentumsverhältnis. 

(3) Anschluss- und Benutzungspflichtige haben der Stadt
auf Verlangen unverzüglich Auskunft über Art, Be-
schaffenheit, Menge und Herkunft des Abfalls und
sonstige Fragen zur Abfallentsorgung zu erteilen.

(4) Die Anschlusspflichtigen haben das Aufstellen der zu-
gelassenen Abfallbehälter sowie das Betreten des
Grundstücks zum Zwecke des Einsammelns und zur
Überwachung der Abfälle durch die Stadt oder deren
Beauftragte zu dulden. Sie haben die Stellplätze für
Abfallbehälter nach § 7 Abs. 2 und Transportwege auf
dem Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung her-
zurichten und zu unterhalten. 

(5) Zur eindeutigen Zuordnung der Restabfallbehälter
und Biotonnen zum angeschlossenen Grundstück
haben die Anschlusspflichtigen diese mit den von der
Stadt zur Verfügung gestellten Klebeetiketten im Rah-
men der Einführung des elektronischen Identifika-
tionssystems zu kennzeichnen. Bei Gefäßen, die mit
einem Identsystem ausgestattet sind, ist es nicht er-
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laubt, Veränderungen bzw. Beschädigungen an den
eingesetzten Identaufklebern (Transpondern) vorzu-
nehmen oder diese zu entfernen. Die Anschluss-
pflichtigen haben fehlende oder beschädigte Aufkle-
ber, die keine Identifizierung des Behälters mehr er-
möglichen, der Stadt anzuzeigen.

II Sammlung und Transport

§ 7
Bereitstellung der Abfälle

(1) Abfälle dürfen nur in den dafür vorgesehenen Sam-
melsystemen (§ 12 Abs. 2) und zugelassenen Abfall-
behältern im Sinne dieser Satzung zur Abfuhr bereit-
gestellt werden. 

(2) Zugelassene Abfallbehälter sind:

1. Mit einem Transponder ausgestattete Abfallbehälter
für Restmüll aus privaten Haushalten mit einem
Fassungsvermögen von 40 l, 80 l, 120 l, 240 l, 770 l,
1100 l, aus anderen Herkunftsbereichen zusätzlich
2500 l und 4500 l ohne Transponder,

2. Mit einem Transponder ausgestattete Abfallbehäl-
ter für Biomüll mit einem Fassungsvermögen von
80 l, 120 l, 240 l,

3. Abfallbehälter für Papier/Kartonagen mit einem
Fassungsvermögen von 120 l, 240 l, 1100 l,

4. Hausmüllsäcke mit 60 l Inhalt,

5. Grünabfallsäcke mit bis zu 80 l Füllvolumen (für kom-
postierbare Gartenabfälle, keine Küchenabfälle),

6. Unterflursysteme (Vollunterflur- bzw. Halbunter-
flurbehälter) für Rest- und Papierabfälle mit einem
Nominalvolumen von 3.000 l und 5.000 l.

(3) Darüber hinaus stellt die Stadt Depotcontainer und
Sammelbehälter gemäß Abschnitt III § 12 Abs. 2 Nr.1
auf. Die auf öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen
von der Stadt aufgehängten und aufgestellten Abfall-
behälter sind für Abfälle bestimmt, die bei Personen
beim Verzehr von Lebens- und Genussmitteln im
Freien oder bei der Teilnahme am Verkehr anfallen.
Es ist unzulässig, die in S. 1 u. 2 genannten Abfall-
behälter zu benutzen, um sich anderer Abfälle zu ent-
ledigen oder diese auf- bzw. neben ihnen abzustellen.

(4) Die Stadt ist berechtigt weitere Behältergrößen/-arten
oder Sammelsysteme zur Verfügung zu stellen bzw.
aus abfallwirtschaftlichen Gründen Änderungen die-
ser Sammelsysteme vorzunehmen.

§ 8
Abfallbehälter/Mindestvolumen

(1) Die Stadt bestimmt nach Maßgabe der folgenden
Vorschriften Art, Anzahl, Größe und Zweck der Ab-
fallbehälter sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt
ihrer Abfuhr. Um eine vollständige Erfassung aller an-
schlusspflichtigen Grundstücke und der benutzten
Restabfallbehälter und Bioabfallbehälter zu gewähr-
leisten, werden alle Behälterarten und -größen mit
einem Identifikationssystem ausgestattet. Damit er-
folgt eine genaue Zuordnung des jeweiligen Behäl-
ters zu dem angeschlossenen Grundstück. Nur mit
dem Identifikationssystem ausgestattete Restmüllbe-

hälter und Bioabfallbehälter werden entleert. Gefäße
mit beschädigten oder fehlenden Identaufklebern
werden nicht geleert.

(2) Bei Wohngrundstücken richtet sich das erforderliche
Behältervolumen für Restmüll nach der Anzahl der
nach Meldegesetz NRW mit Wohnsitz gemeldeten
Bewohnerinnen oder Bewohner. Das Behältervolu-
men muss dem Bedarf angepasst sein und zur Auf-
nahme des gesamten Restabfalls reichen. Hierbei
legt die Stadt ein Mindestvolumen von 30 l je Person/
Woche zugrunde. Dabei muss im Einzelfall auf der
Basis der zugelassenen Abfallbehälter gem. § 7 
Abs. 2 der nächst größere Abfallbehälter als der rech-
nerisch ermittelte hingenommen werden.

(3) Auf schriftlichen Antrag der Grundstückseigentümerin
oder des Grundstückseigentümers kann das wöch-
entlich vorzuhaltende Behältervolumen bei Wohn-
grundstücken reduziert werden, wenn folgende Vor-
aussetzungen erfüllt sind:

1. Auf 20 l pro Person/Woche, wenn diese sich ver-
pflichten, Vermeidungs- und Verwertungsmöglich-
keiten zu nutzen, insbesondere an der Sammlung
von Papier und Pappe sowie der getrennten Sam-
mlung von Altglas und Verpackungsabfällen teilzu-
nehmen, oder - falls sie nicht auf dem angeschlos-
senen Grundstück wohnen - die Bewohnerinnen
oder Bewohner des Grundstücks hierzu anhalten. 

2. Auf 10 l je Person/Woche, wenn gleichzeitig zu 
1. eine Nutzung der Biotonne von mindestens 10 l
je Person/Woche erfolgt.

3. Auf 15 l je Person/Woche, wenn diese sich ver-
pflichten, die auf dem angeschlossenen Grund-
stück anfallenden organisch kompostierbaren Ab-
fälle auf dem Grundstück zu kompostieren. Gleich-
zeitig muss für die Verwertung des erzeugten
Kompostes eine unversiegelte Fläche von 20 m² je
Person auf dem angeschlossenen Grundstück
nachgewiesen werden.

4. Bei einer mindestens 9 Monate andauernden Ab-
wesenheit von gemeldeten Personen.

(4) Bei anderen Grundstücken ist die tatsächlich anfal-
lende Abfallmenge maßgebend und richtet sich im
Zweifelsfall nach den Erfordernissen einer geordne-
ten Abfallentsorgung, den betrieblichen Erfordernis-
sen und den bestehenden Erfahrungswerten. Fehlen
insoweit Erfahrungswerte, so legt die Stadt die An-
gaben des Grundstückseigentümers/der Grund-
stückseigentümerin bzw. des Nutzers/der Nutzerin
des Grundstücks zugrunde.

(5) Bei gemischt genutzten Grundstücken (z. B. Wohn-
und Gewerbenutzung) wird das erforderliche Behäl-
tervolumen nach vorgenannten Grundsätzen getrennt
ermittelt.

(6) Wird festgestellt, dass die vorhandenen Abfallbehäl-
ter für die Aufnahme des regelmäßig anfallenden Ab-
falls nicht ausreichen und sind zusätzliche Abfallbe-
hälter nicht beantragt worden, haben die Anschluss-
pflichtigen nach vorheriger schriftlicher Benachrichti-
gung das Aufstellen der erforderlichen Abfallbehälter
zu dulden. Die Stadt behält sich vor, das Vorliegen 
v. g. Tatbestände nach § 6 Abs. 3 zu überprüfen.
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§ 9
Häufigkeit und Zeit der Abfuhr

(1) Die Stadt bestimmt die Häufigkeit und Zeit der Abfuhr.

(2) Der Abfall wird in der Regel wie folgt abgefahren:

1. Restabfallbehälter in der Regel wöchentlich, 
2. Bioabfallbehälter 14-täglich,
3. die Papiertonne 4-wöchentlich,
4. bei Gewerbetreibenden ab 1.100 l auf Antrag, min-

destens aber 4-wöchentlich,
5. Sperrmüll nach Anforderung mit festem Termin, 
6. Unterflur- und Halbunterflurbehälter wöchentlich

und 14-täglich.

Davon abweichende Abfuhren können zugelassen
werden. Die Abfuhr der Hausmüllsäcke erfolgt am
Leerungstag der Restmüllbehälter, die der Grün-
abfallsäcke am Leerungstag der Biotonne.

(3) Die Abfallbehälter und der Sperrmüll sind am Abfuhr-
tag bis 07:00 Uhr bereit zu stellen, dürfen jedoch erst
ab 18:00 Uhr des Vortages zur Abfuhr bereit gestellt
werden. 

(4) Bei Inanspruchnahme des Vollservices (Herausholen
aus dem Haus von stromlos gemachten Elektrogroß-
geräten) muss die Abholung aus dem Haus in der Zeit
von 07:00 Uhr bis 16:00 gewährleistet sein. 

(5) Unterbleibt die Abfuhr vorübergehend infolge von Be-
triebsstörungen, Streiks, betriebsbedingten Arbeiten,
behördlichen Verfügungen, Verlegung des Zeitpunktes
der Abfuhr oder sonstigen vergleichbar wichtigen Grün-
den, so wird sie so zeitnah wie möglich nachgeholt.

(6) Wurden Abfallgefäße oder Sperrmüll trotz ordnungs-
gemäßer Bereitstellung nicht geleert bzw. abgeholt,
ist dies der Stadt oder WBO unverzüglich, spätestens
jedoch innerhalb von zwei Werktagen, mitzuteilen.
Andernfalls besteht kein Anspruch auf nachträgliche
Abholung/Entleerung.

§ 10
Benutzung der Abfallbehälter

(1) Die Abfallbehälter werden von der Stadt oder WBO zur
Verfügung gestellt und unterhalten. Sie sind schonend
und sachgemäß zu behandeln sowie nach Bedarf zu
säubern. Reparaturen dürfen nur von der Stadt oder
deren Beauftragten vorgenommen werden. 

(2) Für Unterflursysteme auf privatem Grund ist ein Ver-
trag mit der WBO zu schließen. Die Nutzung der
Unterflursysteme setzt die Errichtung eines halb-
unterflur-/unterflurfähigen Standplatzes durch den
Grundstückseigentümer des anzuschließenden
Grundstücks sowie die Einholung der ggf. erforder-
lichen Erlaubnisse voraus. Der jeweilige Innenbehäl-
ter wird durch die WBO gestellt. Die Herrichtung ist
mit der WBO abzustimmen und hat nach den system-
seitigen Vorgaben zu erfolgen. Insbesondere müssen
die Standplätze den Vorgaben einer fachgerechten
Entsorgung entsprechen.

(3) Eine Entleerung erfolgt nur, wenn die Behälter sat-
zungsgemäß bereitgestellt wurden und gem. § 8 Abs.
1 Satz 4 identifiziert werden können. Die Deckel müs-
sen die Abfallbehälter verschließen. Die Abfälle dür-
fen nicht derart in den Abfallbehälter gepresst oder

eingestampft werden, dass die Schüttfähigkeit des In-
haltes ausgeschlossen wird. Sind die Abfallbehälter
entgegen Satz 3 überfüllt, ist die Stadt oder WBO be-
rechtigt, die Entleerung abzulehnen. In diesen Fällen
erfolgt ein Hinweis an die/den Anschlusspflichtige/n.
Die Entleerung findet erst am nächsten regelmäßigen
Abfuhrtag statt, sofern die Bereitstellung der Abfallbe-
hälter dann satzungsgemäß erfolgt.

(4) Restabfall- und Altpapierbehälter der Unterflursys-
teme dürfen nur soweit befüllt werden, dass sich die
Schüttschwinge schließt.

(5) In Abfallbehälter dürfen nicht eingefüllt werden:

1. brennende, glühende oder heiße Abfälle,
2. sperrige Gegenstände, Schnee und Eis, flüssige

Stoffe sowie alle Abfälle, welche die Abfallbehälter,
die Abfallsammelfahrzeuge oder die Abfallentsor-
gungsanlagen beschädigen oder ungewöhnlich
verschmutzen können.

Hygienische Belange dürfen nicht verletzt werden.

(6) Alle Abfallarten sind den dafür vorgesehenen Sam-
melsystemen zuzuführen. Abfälle dürfen nicht neben
die Abfallbehälter gelegt werden. Abfallbehälter eines
anderen angeschlossenen Grundstücks dürfen nicht
zur Entsorgung des eigenen Abfalls befüllt werden.

(7) Für vorübergehend mehr anfallenden Restmüll, der
sich zum Einsammeln in Abfallsäcken eignet, können
von der Stadt gegen Gebühr ausgegebene Hausmüll-
säcke benutzt werden. Sie sind am Abfuhrtag neben
den Abfallbehältern verschlossen und unbeschädigt
bereit zu stellen. 

(8) Das Gewicht des Abfalls je Abfallbehälter darf folgen-
de maximale Grenzen nicht überschreiten:

Behältervolumen    Zulässiges Höchstgewicht
1. 40 l 30 kg
2. 80 l 40 kg
3. 120 l 50 kg
4. 240 l 100 kg
5. 770 l 300 kg
6. 1.100 l 450 kg
7. 2.500 l 2.400 kg
8. 4.500 l 2.500 kg
9. Unterflurbehälter mit 1.800 kg

3.000 l bzw. 5.000 l
Hausmüllsäcke 15 kg
Grünabfallsäcke 20 kg

(9) Werden die Abfallbehälter nicht entsprechend der
Abs. 1 bis 5 bereitgestellt, besteht keine Verpflichtung
der Stadt zur Einsammlung und Abfuhr.

§ 11
Stellplätze und Transportwege

(1) Anschluss- und Benutzungspflichtige haben auf dem
angeschlossenen Grundstück einen Standplatz für
Abfallbehälter vorzuhalten. Soweit Abfallbehälter über
240 l Fassungsvermögen an deren Stellplatz abzuho-
len sind, bestimmt die Stadt nach Anhörung des Ab-
fallbesitzers bzw. der Abfallbesitzerin die Lage des
Stellplatzes.

(2) Für die Stellplätze und Transportwege gelten folgen-
de technische Anforderungen:
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1. Der Stellplatz auf dem angeschlossenen Grund-
stück muss ebenerdig liegen. Er ist verkehrssicher
anzulegen, schnee- und eisfrei sowie stets frei von
Abfällen zu halten und so zu gestalten, dass sich
Oberflächenwasser nicht ansammeln kann. 

2. Stellplätze müssen mit einem harten, dauerhaften
und leicht zu reinigenden Belag versehen sein, der
das Absetzen und Abrollen der Abfallbehälter ohne
Beschädigung aushält.

3. Transportwege müssen eine Höhe von 4 m und
eine Breite von 3,5 m aufweisen und für Fahrzeu-
ge von 30 t zulässiges Gesamtgewicht befahrbar
sein. Sie müssen ausreichend beleuchtet, frei von
Stufen und anderen Unebenheiten und stets in
einem verkehrssicheren Zustand sein.

(3) An den Abfuhrtagen sind die Abfallbehälter sowie die
zugelassenen Abfallsäcke vor dem angeschlossenen
Grundstück möglichst nah am Fahrbahnrand so auf-
zustellen, dass sie den Straßen- und Fußgängerver-
kehr weder behindern noch gefährden und die Ent-
leerung und der Abtransport des Abfalls ohne
Schwierigkeiten und Zeitverlust möglich ist. 

(4) In den Fällen, in denen die Sammelfahrzeuge das
Grundstück nicht unmittelbar erreichen können oder
die Abfuhr wegen der besonderen Lage des Grund-
stücks (z. B. Fehlen geeigneter Zufahrtswege oder
Gehwege) oder aus technischen oder betrieblichen
Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder be-
sondere Maßnahmen erfordert, kann die Stadt den
geeigneten Ort der Bereitstellung bestimmen. Nach
der Entleerung sind die Abfallbehälter unverzüglich auf
das angeschlossene Grundstück zurückzubringen.

(5) In Ausnahmefällen können Abfallbehälter über 240 l
Fassungsvermögen auf dem angeschlossenen Grund-
stück entleert werden, sofern eine geeignete Zufahrt für
das Abfallsammelfahrzeug vorhanden ist, durch die der
Standort der Abfallbehälter in einem Zug erreicht wer-
den kann. Die Zufahrtswege sind am Abfuhrtag für die
Abfallsammelfahrzeuge frei zu halten.

(6) Die gefüllten Restabfall- und Altpapierbehälter eines
Unterflursystems werden von der mit der städtischen
Abfallentsorgung beauftragten WBO am Standplatz
geleert. Der Standplatz von Unterflursystemen ist zu
den Abfuhrzeiten so zugänglich zu halten, dass die
Abholung der Abfälle nicht verhindert wird. Im Übri-
gen ist den Anweisungen der WBO Folge zu leisten.
Wenn das für die Abfallentsorgung bestimmte Fahr-
zeug nicht am Grundstück vorbeifahren kann, kann
die Stadt den Aufstellungsort der Restabfall- und Alt-
papierbehälter bestimmen.

(7) Werden die Abs. 1 und 2 nicht beachtet, die Abfallbe-
hälter nicht entsprechend Abs. 3 und Abs. 4 bereitge-
stellt oder sind die Zufahrten entgegen Abs. 5 zur Ab-
fuhrzeit versperrt, so erfolgt keine Entleerung. 

(8) Für die Standorte von Unterflursystemen gem. § 10
Abs. 2 erfolgen Standortanalyse, Behälterservice,
Standplatzreinigung und technische Gestaltung durch
die Stadt bzw. WBO. Ob die Voraussetzungen für den
jeweiligen Standplatz und Transportweg vorliegen,
wird im Einzelfall überprüft. Die Herrichtung der Bau-
grube und die Sicherheitsplattform für den Unterflur-
container obliegt dem Grundstückseigentümer (auf
eigene Kosten) und ist mit der Stadt und WBO abzu-

stimmen. Im Anschluss daran hat der Grundstücks-
eigentümer die Wiederherrichtung der Fläche auf ei-
gene Kosten durchzuführen. Das Nähere wird zwi-
schen der WBO und dem Grundstückseigentümer
vereinbart. Ein Anspruch auf Aufstellung eines Unter-
flurbehälters besteht nicht.

III Sammelsysteme

§ 12
Abfallverwertung

(1) Bereits an der Anfallstelle sind Abfälle zur Verwertung
getrennt zu halten, frei von Abfällen zur Beseitigung
und gefährlichen Abfällen zu erfassen und entspre-
chenden Sammelsystemen zuzuführen. 

(2) Für in privaten Haushaltungen anfallende Abfälle zur
Verwertung stehen folgende Sammelsysteme im Hol-
bzw. Bringsystem (Wertstoffhof) zur Verfügung:

1. Depot- und Sammelcontainer für Papier, Pappe
und Glas sowie andere wieder verwertbare Stoffe
(z. B. Korken und CDs), 

2. Sammelbehälter (Blaue Tonne) für Papier und
Kartonagen,

3. Gelbe Säcke oder Sammelbehälter für Leicht-
verpackungen,

4. Sammelbehälter (Biotonne) für Bioabfälle sowie
Grünabfallsäcke,

5. Sperrmüllabfuhr inkl. Elektro- und Elektronik-
altgeräte (nur Großgeräte),

6. Wertstoffhof bzw. Schadstoffmobil für Elektro-
kleingeräte,

7. Laubabfuhr bzw. Annahme am Wertstoffhof.

(3) Depotcontainer dürfen nur entsprechend ihrer Zweck-
bestimmung und nur werktags in der Zeit von 07:00
Uhr bis 20:00 Uhr befüllt werden. Standorte für Sam-
melcontainer dürfen nicht verunreinigt werden, es
dürfen keine Gegenstände aus den Containern ent-
nommen oder auf bzw. neben ihnen abgestellt wer-
den. Die Stadt informiert über die Standorte und die
Zweckbestimmung der Depotcontainer. 

(4) Für Leichtverpackungen werden im Rahmen des
Dualen Systems Behälter und Säcke vom jeweiligen
Vertragspartner gestellt, die in einem durch die Stadt
festgelegten Rhythmus vom angeschlossenen
Grundstück (gemäß § 4) abgeholt werden. Es können
mit der WBO Vereinbarungen über die Aufstellung
von Unterflursystemen getroffen werden, falls bereits
ein Unterflur-/Halbunterflurbehälter für Restabfall vor-
handen ist bzw. beantragt wurde.

(5) Die vorgegebenen Behältnisse dürfen nicht mit ande-
ren Abfällen befüllt werden. Bei nicht ordnungsgemä-
ßer Befüllung werden sie nicht abgefahren. Wird der
Sperrmüll nicht nach den bestehenden Vorschriften
ordnungsgemäß bereitgestellt, wird er nicht abgefah-
ren. In diesem Falle sind die Behältnisse bzw. der
Sperrmüll vom Bereitstellenden unverzüglich wieder
auf das angeschlossene Grundstück zurückzubringen.

§ 13
Blaue Tonne 

(1) Für die Sammlung von Altpapier, Pappe und Kartona-
gen werden von der Stadt bzw. WBO Abfallbehälter
(Blaue Tonnen) zur Verfügung gestellt und abgefah-
ren. Es können mit der WBO Vereinbarungen über

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Sonderamtsblatt Nr. 13 vom 20. Dezember 2018

253



die Aufstellung von Unterflursystemen getroffen wer-
den, falls bereits ein Unterflur-/Halbunterflurbehälter
für Restabfall vorhanden ist bzw. beantragt wurde.
Ihre Aufstellung findet auf freiwilliger Basis statt. 

(2) Gewerbetreibende können eine Papiertonne beantra-
gen, wenn sie im Restmüll der Stadt veranlagt werden,
einen 1.100 l Behälter jedoch nur, wenn das Restmüll-
volumen mindestens in gleicher Höhe veranlagt wird.

(3) Die gemeinsame Nutzung einer Blauen Tonne durch
mehrere Grundstücke ist möglich. 

§ 14
Biotonne/Grünabfallsack

(1) Bioabfall im Sinne dieser Satzung ist kompostierbarer
Abfall wie z. B. rohe Küchen- oder Gartenabfälle, der
sich zersetzt und keine Schadstoffe enthält. Nicht
hierunter fallen gekochte Speisereste und Abfälle tie-
rischer Herkunft. 

(2) Die Biotonne wird von der Stadt gegen Gebühr abge-
fahren. Ihre Aufstellung findet auf freiwilliger Basis
statt. Durch die Nutzung einer Biotonne kann das
Restmüllmindestvolumen gem. § 8 Abs. 3 Nr. 2 verrin-
gert werden.

(3) Der Grünabfallsack ist gegen Gebühr zu erhalten. Die
Verkaufsstellen werden von der Stadt bekannt gege-
ben. Die Abfuhr erfolgt gem. § 9 Abs. 2 Satz 3. Da-
rüber hinaus können Grünabfälle kostenlos am Wert-
stoffhof abgegeben werden.

§ 15
Laubabfuhr

(1) Die Stadt fährt Laubabfälle von Straßenbäumen im
Rahmen jährlicher herbstlicher Sonderaktionen ab.
Das Laub ist in Kunststoff- oder Papiersäcke eingefüllt
bereitzustellen. Laub wird zu den von der Stadt festge-
legten Zeiten auch am Wertstoffhof angenommen. Die
Stadt erteilt Auskunft über Abfuhrtermine, die rechtzei-
tig in geeigneter Weise veröffentlicht werden.

(2) In die Säcke darf nur Laub eingefüllt werden. Die ge-
füllten Säcke dürfen ein Gewicht von 25 kg nicht über-
schreiten. Sie sind an der Öffnung zu verschließen
und dürfen nicht beschädigt sein.

§ 16
Sperrmüllabfuhr

(1) Sperrmüll sind Abfälle bzw. Gegenstände des täg-
lichen Bedarfs, die selbst nach einer zumutbaren Zer-
kleinerung wegen ihres Umfanges, ihres Gewichtes
oder ihrer Materialbeschaffenheit nicht in die zugelas-
senen Abfallbehälter passen, insbesondere Haus-
haltsgegenstände und Möbel, aber von Hand verla-
den werden können. 

(2) Von der Sperrmüllabfuhr ausgeschlossen sind:

1. Restmüll,
2. Bau- und Renovierungsabfälle (wie z. B. Fenster-

rahmen, Türen, Sanitärkeramik),
3. Elektrokleingeräte,
4. Gefährliche Abfälle (ausgenommen Kühlgeräte

bzw. Elektrogroßgeräte).

Im Zweifelsfall entscheidet die Stadt, welche Gegen-
stände zum Sperrmüll zählen. Möbel und andere

brauchbare Gegenstände sollen einer weiteren Ver-
wertung zugeführt werden. Die Abfallberatung infor-
miert über entsprechende Möglichkeiten.

(3) Die Abholung ist von der Besitzerin/dem Besitzer des
Sperrmülls über die von der Stadt eingerichteten
Möglichkeiten (telefonisch oder online) zu beantragen.
Der Abfuhrtermin wird von der Stadt mitgeteilt. Nur zu
diesem Termin erfolgt die beantragte Abfuhr des
Sperrmülls. Von Gewerbebetrieben, die aufgrund
ihres geringen Mengenaufkommens an beseitigungs-
pflichtigen Abfällen im Hausmüll veranlagt sind, wird
Sperrmüll nur in haushaltsüblichen Mengen und mit
Ausnahme von Schrott nach Maßgabe der Abs. 4, 5
und 6 abgefahren. Es besteht kein Anspruch auf einen
bestimmten Abholtag oder eine bestimmte Abholzeit.

(4) Der Sperrmüll ist am Abfuhrtag vor dem angeschlos-
senen Grundstück gut sichtbar und leicht erreichbar
in verkehrssicherer, nicht behindernder Weise nach
Maßgabe der §§ 9 Abs. 3 und 11 Abs. 3 u. 4 bereitzu-
stellen. Ist eine solche Bereitstellung nicht möglich
oder führt sie zu einer Behinderung des Fußgänger-
oder Fahrzeugverkehrs, so ist der Sperrmüll auf dem
angeschlossenen Grundstück zu ebener Erde so be-
reitzustellen, dass der Transportweg zum Abfallsam-
melfahrzeug am kürzesten ist. Zum Sperrmüll bereit-
gestellte Möbel sind auseinanderzunehmen, Bretter
und Kanthölzer dürfen keine herausstehenden Nägel
oder Schrauben enthalten. Die Bestellerin/der Bestel-
ler ist für den Zustand des Sperrmülls (keine Ver-
kehrsgefährdung, Abtransport ohne Schwierigkeiten
und Zeitverlust) bis zum Einsammeln verantwortlich.
Der zur Abfuhr bereitgestellte Sperrmüll darf nicht mit
anderen Abfällen gefüllt werden.

(5) Mit dem Sperrmüll werden auch Elektrogroßgeräte
abgefahren. Sie sind getrennt zur Abholung auf dem
angeschlossenen Grundstück bereitzustellen. Die
Stadt bietet hier einen kostenlosen Vollservice (§ 9
Abs. 4) an. 

(6) Ein Auseinandernehmen bzw. Zerlegen der zur Ab-
fuhr bereitgestellten Sperrmülleinheiten sowie ein
Hinzufügen oder Entnehmen von Sperrmüll oder
anderen Abfällen durch Dritte ist unzulässig.

(7) Wird der Sperrmüll nicht nach den vorstehenden Vor-
schriften ordnungsgemäß bereitgestellt, wird er nicht
abgefahren. In diesem Falle ist er vom Bereitstellen-
den unverzüglich wieder auf das angeschlossene
Grundstück zurückzubringen.

(8) Sperrmüll kann auch unmittelbar am Wertstoffhof an-
geliefert werden.

§ 17
Gefährliche Abfälle/Elektro- und Elektronik-Altgeräte

(1) Abfälle aus privaten Haushalten, die wegen ihrer be-
sonderen Schadstoffbelastung zur Wahrung des All-
gemeinwohls einer getrennten Entsorgung bedürfen
(gefährliche Abfälle i. S. des § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m.
§ 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis VO) sind von
anderen Abfällen zur Beseitigung und zur Verwertung
sowie untereinander getrennt zu halten (§ 9 Abs. 1
KrWG). Sie werden in haushaltsüblichen Mengen zu
den bekannt gegebenen Terminen an den von der
Stadt zur Verfügung gestellten Sammelstellen im
Rahmen der mobilen Schadstoffsammlungen oder
am Wertstoffhof angenommen. 
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(2) Die verschiedenen Rücknahmeangebote des Han-
dels sind vorrangig zu nutzen.

(3) Elektro- und Elektronik-Altgeräte im Sinne der §§ 2, 3
Ziffer 1 bis 5 ElektroG sind gemäß § 10 Abs. 1
ElektroG getrennt von sonstigem Abfall zu halten und
einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dies kann im
Rahmen der Sperrmüllabfuhr (§ 16 (5) für Haushalts-
großgeräte wie z. B. Herde, Waschmaschinen, Ge-
schirrspüler, Ölradiatoren, Kühlgeräte, Gefrierschrän-
ke, Fernsehgeräte, Computermonitore, Staubsauger
etc.) oder durch Anlieferung am Wertstoffhof erfolgen.
Elektrokleingeräte (max. Größe ca. 30 cm x 40 cm x
30 cm, wie z. B. Haartrockner, Rasierer, Kaffee-
maschinen, Bügeleisen, Leuchtstoffröhren, Energie-
sparlampen, elektrisches Spielzeug, CD-/DVD-Player
etc.) sind entweder an den von der Stadt zur Ver-
fügung gestellten Sammelstellen im Rahmen der mo-
bilen Schadstoffsammlungen oder am Wertstoffhof
kostenfrei abzugeben. Eine Abgabe an gewerbliche
Sammler ist nicht zulässig (§ 9 ElektroG). 

(4) Kleingewerbe- und Dienstleistungsbetriebe bei denen
gefährliche Abfälle in Kleinmengen anfallen, können
diese am Wertstoffhof abgeben. Die Benutzung ist
kostenpflichtig.

(5) Ein ungeordnetes Abstellen oder Ablagern von Abfäl-
len am Wertstoffhof ist unzulässig.

§ 18
Anfall von Abfällen und Eigentumsübergang

(1) Abfälle fallen an, wenn die Voraussetzungen des Abfall-
begriffes gemäß § 3 Abs. 1 KrWG erstmals erfüllt sind.

(2) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten
Abfälle, wenn sie in zugelassene Abfallbehälter auf
dem Grundstück (Holsystem) oder in bereitgestellte
Sammelcontainer (Bringsystem) zweckentsprechend
eingebracht sind.

(3) Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlore-
nen Gegenständen suchen zu lassen. Es ist Un-
befugten nicht gestattet, Abfälle zu durchsuchen oder
wegzunehmen.

(4) Zugelassene Abfälle gehen in das Eigentum der Stadt
über, sobald sie eingesammelt, auf die Sammelfahr-
zeuge verladen oder bei den städtischen Abfallent-
sorgungsanlagen angenommen worden sind.

§ 19
Benutzung der Abfallentsorgungseinrichtung

(1) Die Benutzung der Abfallentsorgungseinrichtung be-
ginnt, wenn dem anschluss- und benutzungspflichti-
gen Abfallerzeuger bzw. der Abfallerzeugerin die nach
dieser Satzung festgelegten Abfallbehälter zur Ver-
fügung gestellt worden sind oder anderweitig vorhan-
den sind und das angeschlossene Grundstück zur
Entleerung der bereitgestellten Abfallbehälter ange-
fahren wird. Im Falle des Ausschlusses vom Einsam-
meln und Befördern beginnt die Benutzung mit der in
zulässiger Weise bewirkten Bereitstellung der Abfälle
bei der betreffenden Abfallentsorgungsanlage.

(2) Die Stadt bedient sich zur Beseitigung von Abfällen
folgender Anlage:

Gemeinschafts-Müll-Verbrennungs-Anlage (GMVA)
Niederrhein GmbH, Buschhausener Straße, 46049

Oberhausen, sowie weiterer Anlagen beauftragter
Dritter. 

(3) Die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen richtet
sich nach den jeweils aktuellen Benutzungsordnun-
gen der Anlagen.

(4) Abfälle zur Beseitigung sind grundsätzlich der nächst-
möglichen Entsorgungsanlage zuzuführen.

IV Gebührenpflicht/Ahndung 
von Satzungsverstößen

§ 20
Gebührenpflicht und Gebührenmaßstab

(1) Für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abfallent-
sorgung erhebt die Stadt Gebühren zur Deckung der
Kosten.

(2) Die Gebührensätze werden jährlich in der Abgabe-
satz-Satzung der Stadt Oberhausen festgesetzt. Ihre
Höhe bestimmt sich

1. für Abfallbehälter nach deren Anzahl und Größe
und der Häufigkeit ihrer Leerung; die Gebühren für
Bioabfallbehälter betragen 75 % der Gebühren für
Restmüllbehälter,

2. für Unterflursysteme für Restabfälle mit einem
Nominalvolumen von 3.000 l bzw. 5.000 l nach der
tatsächlichen Befüllmöglichkeit mit 85 % des Fas-
sungsvolumens, da eine Befüllung von mehr als
85 % aufgrund der Beschaffenheit der Halb- und
Unterflurbehälter nicht möglich ist,

3. für Hausmüllsäcke nach ihrem nutzbaren Volumen,
4. für Grünabfallsäcke nach ihrem nutzbaren Volu-

men und ihren tatsächlichen Materialkosten,
5. für Annahme und Entsorgung von gefährlichen Ab-

fällen aus dem Kleingewerbe nach den tatsäch-
lichen Entsorgungskosten.

§ 21
Gebührenschuldner

Gebührenpflichtig sind die Eigentümer/innen oder
Nutzungsberechtigten gem. § 6 Abs. 1 der angeschlos-
senen Grundstücke. Mehrere Gebührenpflichtige haften
als Gesamtschuldner.

§ 22
Entstehung, Änderung und Erlöschen der

Gebührenpflicht

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit dem ersten des
Monats, der auf die tatsächliche Bereitstellung des
Restabfallbehälters folgt. Entsprechendes gilt für die
Aufstellung zusätzlicher oder die Bereitstellung ande-
rer Abfallbehälter. Die Gebührenpflicht besteht für die
Zeit, für die die Voraussetzung der Anschlusspflicht
gegeben ist. Die Nichtbenutzung der dem Grundstück
zugewiesenen Abfallbehälter befreit nicht von der Ge-
bührenpflicht.

(2) Die Gebührenpflicht erlischt oder verändert sich mit
dem Ende des Monats, in dem auf schriftlichen An-
trag des Grundstückseigentümers oder der -eigentü-
merin der dinglich Nutzungsberechtigten bei der Stadt
die auf dem Grundstück aufgestellten Abfallbehälter
ab- oder umgemeldet wurden und der Gefäßbestand
tatsächlich geändert wurde. Eine Abmeldung für zu-
rückliegende Zeiträume ist nicht möglich. 
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(3) Wird die Abfallentsorgung aus einem in § 9 Abs. 5 die-
ser Satzung genannten Gründe vorübergehend ein-
geschränkt, unterbrochen oder zu einem späteren
Zeitpunkt durchgeführt, besteht kein Anspruch auf Er-
mäßigung der Gebühr oder Schadensersatz.

(4) Bei einem Wechsel des/der Grundstückseigen-
tümers/in oder des Nutzungsrechts geht die persönli-
che Gebührenschuld mit Beginn des auf die Grund-
bucheintragung folgenden Monats auf den/die
Rechtsnachfolger/in über. 

(5) Bei der Verwendung von Hausmüll- oder Grünabfall-
säcken entsteht die Gebühr mit dem Erwerb der
Hausmüll- oder Grünabfallsäcke, bei der Annahme
und Entsorgung von gefährlichen Abfällen aus Klein-
gewerbe mit der Abgabe am Wertstoffhof.

§ 23
Festsetzung, Heranziehung und Fälligkeit

(1) Die Gebühren für die Abfallentsorgung - außer von
Hausmüllsäcken, Grünabfallsäcken und schadstoff-
haltigen Abfällen - werden von der Stadt Oberhausen
durch schriftlichen Bescheid festgesetzt, mit dem die
Heranziehung auch zu anderen Grundbesitzabgaben
verbunden werden kann. Die Gebühren für die Ab-
fallentsorgung auf den angeschlossenen Grund-
stücken werden für ein Kalenderjahr oder, wenn die
Gebührenpflicht erst während des Kalenderjahres
beginnt, für den Rest des Jahres festgesetzt. Sie wer-
den am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. eines jeden
Jahres fällig. Auf Antrag kann die Gebühr in einem
Jahresbetrag am 01.07. eines jeden Jahres entrichtet
werden, wenn der Antrag bis zum 30.09. des vorher-
gehenden Jahres gestellt wird. 

(2) Innerhalb eines Monats nach Zugang des Beschei-
des werden fällig

1. Nachforderungen,
2. Gebühren für die individuelle Abfuhr bei Ge-

werbebetrieben.

(3) Die Gebührenerhebung erfolgt

1. für den Bezug der Hausmüll- und Grünabfallsäcke
durch die Bürgerservicestellen, einige Geschäfte
des Oberhausener Einzelhandels sowie durch den
Wertstoffhof der WBO GmbH,

2. für die Abgabe und Entsorgung von gefährlichen
Abfällen aus dem Kleingewerbe durch die WBO
Wirtschaftsbetriebe Oberhausen GmbH.

§ 24
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht ge-
troffenen Regelungen handelt ordnungswidrig, wer
vorsätzlich oder fahrlässig dieser Satzung zuwider-
handelt, indem er 

1. entgegen § 3 Abs. 3 Satz 2 vom Einsammeln und
Befördern ausgeschlossene Abfälle der städti-
schen Abfallentsorgung überlässt,

2. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 3 auf dem angeschlos-
senen Grundstück anfallende Abfälle nicht der
städtischen Abfallentsorgung überlässt bzw. Ab-
fälle unter Verstoß gegen § 4 Abs. 2 Satz 3 auf
fremden Grundstücken fortwirft oder ablagert,

3. entgegen § 6 Abs. 2 den erstmaligen Anfall von
Abfällen, wesentliche Veränderungen des Abfalls
sowie die Änderung der Personenzahl oder der
Gewerbeeinheiten auch auf Anfrage der Stadt
nicht unverzüglich meldet,

4. entgegen § 6 Abs. 3 Auskünfte nicht oder nicht
vollständig erteilt oder Nachweise nicht oder nicht
vollständig erbringt,

5. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 2 Veränderungen und/
oder Beschädigungen an den Identaufklebern vor-
nimmt oder sonst wie deren Funktion beeinträchtigt,

6. entgegen § 7 Abs. 1 Abfälle nicht in den dafür vor-
gesehenen Sammelsystemen und Abfallbehältern
bereitstellt,

7. entgegen § 7 Abs. 3 Satz 3 die auf öffentlichen
Straßen, in öffentlichen Anlagen oder in der freien
Landschaft von der Stadt aufgestellten Abfallbe-
hälter bestimmungswidrig benutzt oder Abfälle auf
oder neben ihnen abstellt,

8. entgegen § 9 Abs. 3 Abfallbehälter oder Sperrmüll
außerhalb der von der Stadt gestatteten Zeiten zur
Abfuhr bereitstellt,

9. entgegen § 10 Abs. 5 die dort genannten Abfälle in
die Abfallbehälter einfüllt,

10. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 1 u. 2 Abfälle nicht den
dafür vorgesehenen Sammelsystemen zuführt
oder neben die Abfallbehälter legt, 

11. entgegen § 10 Abs. 6 Satz 3 die Abfallbehälter
eines anderen angeschlossenen Grundstücks zur
Entsorgung mit eigenen Abfällen befüllt,

12. entgegen § 11 Abs. 6 sowie § 16 Abs. 4 Abfall-
behälter oder Sperrmüll den Fußgänger- oder
Fahrzeugverkehr behindernd aufstellt,

13. entgegen § 12 Abs. 3 die Depotcontainer nicht
entsprechend ihrer Zweckbestimmung und
außerhalb der zulässigen Zeit füllt und/oder
Gegenstände aus den Containern entnimmt oder
auf bzw. neben ihnen abstellt,

14. entgegen § 12 Abs. 5 Satz 1 die vorgegebenen
Behältnisse nicht entsprechend ihrer Zweckbe-
stimmung befüllt,

15. entgegen § 11 Abs. 4 Satz 2 u. § 12 Abs. 5 Satz
4 die Behältnisse bzw. den Sperrmüll nach Ent-
leerung oder begründeter Nichtabholung durch
die Stadt nicht unverzüglich wieder auf das ange-
schlossene Grundstück zurückbringt,

16. entgegen § 15 Abs. 1 zur Entsorgung bereitge-
stellte Laubsäcke im Rahmen der Herbstlaub-
sammlung außerhalb der festgelegten Bereiche
und Zeiten bereitstellt,

17. entgegen § 15 Abs. 2 zur Entsorgung bereitgestell-
te Laubsäcke im Rahmen der Herbstlaubsamm-
lung mit anderen Abfällen füllt oder beschädigt,

18. entgegen § 16 Abs. 2 von der Sperrmüllabfuhr aus-
geschlossene Abfälle zum Sperrmüll bereitstellt, 

19. entgegen § 16 Abs. 4 den Sperrmüll nicht vor
dem angeschlossenen Grundstück bereitstellt,
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20. entgegen § 16 Abs. 6 den zur Abfuhr bereitge-
stellten Sperrmüll verteilt, entnimmt oder sonstige
Abfälle hinzufügt,

21. entgegen § 17 Abs. 3 Elektro- und Elektronik-
Altgeräte nicht getrennt von sonstigem Abfall hält
oder nicht den von der Stadt zur Verfügung ge-
stellten Sammelsystemen zuführt.

22. entgegen § 17 Abs. 5 Abfälle am Wertstoffhof
ungeordnet abstellt oder ablagert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis
zu 50.000 Euro geahndet werden, soweit nicht ande-
re gesetzliche Bestimmungen hierfür eine höhere
Geldbuße vorsehen.

§ 25
Inkrafttreten/Außerkrafttreten 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Abfallsatzung der Stadt Oberhau-
sen vom 18.12.2017 (Amtsblatt für die Stadt Ober-
hausen vom 21.12.2017, Sonderamtsblatt Nr. 20,
Seite 276 ff.) außer Kraft.
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Anlage zu § 3 Abs. 1 Abfallkatalog zur Abfallsatzung 

Abfallschlüssel Abfallbezeichnung 

020101 Schlämme von Wasch- u. Reinigungsvorgängen 

020102 Abfälle aus tierischem Gewebe 

020103 Abfälle aus pflanzlichem Gewebe 

020104 Kunststoffabfälle (ohne Verpackung) 

020199 Abfälle a.n.g. 

020203 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

020204 Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung 

020299 Abfälle a.n.g. 

020301 Schlämme aus Wasch-, Reinigungs-, Schäl-, Zentrifugier- und Abtrennprozessen 

020304 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

020399 Abfälle a.n.g. 

020401 Rübenerde 

020501 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

020599 Abfälle a.n.g. 

020601 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

020701 Abfälle aus der Wäsche, Reinigung von mechanischen Zerkleinerungen des Rohmaterials 

020704 für Verzehr oder Verarbeitung ungeeignete Stoffe 

020799 Abfälle a.n.g. 

030101 Rinden u. Korkabfälle 

030104 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, die gefährliche Stoffe enthalten 

030105 Sägemehl, Späne, Abschnitte, Holz, Spanplatten und Furniere, mit Ausnahme derjenigen, die unter 030104 fallen 

030199 Abfälle a.n.g. 

030301 Rinden- und Holzabfälle 

030305 Deinkingschlämme aus dem Papierrecycling 

030307 mechanisch abgetrennte Abfälle aus der Auflösung von Papier- und Pappabfällen 

030308 Abfälle aus dem Sortieren von Papier und Pappe für das Recycling 

030310 Faserabfälle, Faser-, Füller- und Überzugsschlämme aus der mechanischen Abtrennung 

030311 Schlämme aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung mit Ausnahme derjenigen, die unter 030310 fallen 

030399 Abfälle a.n.g. 

040106 chromhaltige Schlämme, insbesondere aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung 

040107 chromfreie Schlämme, insbesondere aus der betriebseigenen Abwasserbehandlung 

040108 chromhaltige Abfälle aus gegerbten Leder (Abschnitte, Schleifstaub, Falzspäne) 

040109 Abfälle aus der Zurichtung und dem Finish 

040199 Abfälle a.n.g. 

040209 Abfälle aus Verbundmaterialien (imprägnierte Textilien, Blastomer, Plastomer) 

040221 Abfälle aus unbehandelten Textilfasern 

040222 Abfälle aus verarbeiteten Textilfasern 

040299 Abfälle a.n.g. 

050699 Abfälle a.n.g. 

061302 gebrauchte Aktivkohle (außer 060702) 
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Anlage zu § 3 Abs. 1 Abfallkatalog zur Abfallsatzung 

Abfallschlüssel Abfallbezeichnung 

061303 Industrieruß 

070110 andere Filterkuchen, gebrauchte Aufsaugmaterialien 

070208 andere Reaktions- und Destillationsrückstände 

070213 Kunststoffabfälle 

070217 siliconhaltige Abfälle, andere als die in 070216 genannten 

070299 Abfälle a.n.g. 

070599 Abfälle a.n.g. 

070608 andere Reaktions- und Destillationsrückstände 

070699 Abfälle a.n.g. 

080111 Farb- und Lackabfälle, die organische Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthalten; hier nur ausgehärtete Farb- und 
Lackabfälle 

080112 Farb- und Lackabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 080111 fallen 

080199 Abfälle a.n.g. 

080409 Klebstoff- und Dichtmassenabfälle, die organische Lösemittel oder andere gefährliche Stoffe enthalten; hier nur 
ausgehärtete Klebstoff- und Dichtmassenabfälle 

080410 Klebstoff- und Dichtmassenabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 080409 fallen 

090107 Filme und fotografische Papiere, die Silber oder Silberverbindungen enthalten 

090108 Filme und fotografische Papiere, die kein Silber und keine Silberverbindungen enthalten 

100302 Anodenschrott 

100317 teerhaltige Abfälle aus der Anodenherstellung 

100318 Abfälle aus der Anodenherstellung die Kohlenstoffe enthalten mit Ausnahme derjenigen, die unter 100317 fallen 

110116 gesättigte oder verbrauchte Ionenaustauscherharze 

110203 Abfälle aus der Herstellung von Anoden für wässrige elektrolytische Prozesse 

120105 Kunststoffspäne und -drehspäne 

120112 gebrauchte Wachse und Fette 

120199 Abfälle a.n.g. 

130501 feste Abfälle aus Sandfanganlagen und Öl-/Wasserabscheidern 

130503 Schlämme aus Einlaufschächten 

130508 Abfallgemische aus Sandfanganlagen und Öl-/Wasserabscheidern 

150101 Verpackung aus Papier und Pappe 

150102 Verpackung aus Kunststoff 

150103 Verpackung aus Holz 

150105 Verbundverpackungen 

150106 gemischte Verpackungen 

150109 Verpackungen aus Textilien 

150110 Verpackungen, die Rückstände gefährlicher Stoffe enthalten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

150202 
Aufsaug- und Filtermaterialien (einschließlich Ölfilter a.n.g.), Wischtücher und Schutzkleidung, die durch gefährliche Stoffe 
verunreinigt sind 

150203 Aufsaug- und Filtermaterialien, Wischtücher und Schutzkleidung mit Ausnahme derjenigen, die unter 150202 fallen 

160103 Altreifen 

160107 Ölfilter 

160119 Kunststoffe 

160122 Bauteile a.n.g. 

161101 Auskleidungen und feuerfeste Materialien auf Kohlenstoffbasis aus metallurgischen Prozessen,  die gefährliche Stoffe 
enthalten, hier aus der Elektrolyse aus der thermischen Aluminiummetallurgie 

161102 
Auskleidungen und feuerfeste Materialien auf Kohlenstoffbasis aus metallurgischen Prozessen, mit Ausnahme derjenigen, 
die unter 161101 fallen, hier aus der Elektrolyse aus der thermischen Aluminiummetallurgie 

170201 Holz 

170203 Kunststoff 

170204 Glas, Kunststoff und Holz, die gefährliche Stoffe enthalten oder durch gefährliche Stoffe verunreinigt sind 

170302 Bitumengemische mit Ausnahme derjenigen, die unter 170301 fallen; hier kein Asphalt 

170303 Kohlenteer und teerhaltige Produkte 

170503 Boden und Steine, die gefährliche Stoffe enthalten 

170505 Baggergut, das gefährliche Stoffe enthält 

170603 anderes Dämmmaterial, das aus gefährlichen Stoffen besteht oder solche Stoffe enthält 

170604 Dämmmaterial mit Ausnahme desjenigen, das unter 170601und 170603 fällt 

170902 Bau- und Abbruchabfälle, die PCB enthalten (z.B. PCB-haltige Dichtungsmassen, PCB-haltige Bodenbeläge auf Harzbasis, 
PCB-haltige Isolierverglasungen, PCB-haltige Kondensatoren); hier nur Holz, Glas und Kunststoff 



Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung „Abfallsatzung der Stadt Ober-
hausen“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) in der zur
Zeit gültigen Fassung können Verletzungen von Verfah-
rens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung nach
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr
geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht
durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 17.12.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister
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Anlage zu § 3 Abs. 1 Abfallkatalog zur Abfallsatzung 

Abfallschlüssel Abfallbezeichnung 

170903 sonstige Bau- und Abbruchabfälle (einschließlich gemischte Abfälle), die gefährliche Stoffe enthalten; hier nur Holz, Glas 
und Kunststoff 

170904 gemischte Bau- und Abbruchabfälle mit Ausnahme derjenigen, die unter 170901, 170902 und 170903 fallen 

180101 spitze oder scharfe Gegenstände (außer 180103) 

180104 
Abfälle, an deren Sammlung u. Entsorgung aus infektionspräventiver Sicht keine besonderen Anforderungen gestellt 
werden (z.B. Wäsche, Gipsverbände, Einwegkleidung) 

180106 Chemikalien, die aus gefährlichen Stoffen bestehen oder solche enthalten 

180107 Chemikalien mit Ausnahme derjenigen, die unter 180106 fallen 

180109 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 180108 fallen 

180201 spitze oder scharfe Gegenstände mit Ausnahme derjenigen, die unter 180202 fallen 

190801 Sieb- und Rechenrückstände 

190802 Sandfangrückstände 

190806 gesättigte oder gebrauchte Ionenaustauscherharze 

190809 Fett- und Ölmischungen aus Ölabscheidern, die Speiseöle und -fette enthalten 

190810 Fett- und Ölmischungen aus Ölabscheidern mit Ausnahme derjenigen, die unter 190809 fallen 

190901 feste Abfälle aus der Erstfiltration und Siebrückstände 

190904 gebrauchte Aktivkohle 

190905 gesättigte oder gebrauchte Ionenaustauscherharze 

191201 Papier und Pappe 

191204 Kunststoff und Gummi 

191206 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

191207 Holz mit Ausnahme desjenigen, das unter 191206 fällt 

191208 Textilien 

191210 brennbare Abfälle (Brennstoffe aus Abfällen) 

191211 
sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen Behandlung von Abfällen, die gefährliche 
Stoffe enthalten; hier nur brennbare Fraktionen 

191212 sonstige Abfälle (einschließlich Materialmischungen) aus der mechanischen Behandlung von Abfällen, mit Ausnahme 
derjenigen, die unter 191211 fallen; hier nur die brennbare Fraktion 

200101 Papier und Pappe/Karton 

200108 biologisch abbaubare Küchen und  Kantinenabfälle 

200110 Bekleidung 

200111 Textilien 

200125 Speiseöle und Fette 

200127 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, die gefährliche Stoffe enthalten 

200128 Farben, Druckfarben, Klebstoffe und Kunstharze, mit Ausnahme derjenigen, die unter 200127 fallen 

200131 zytotoxische und zytostatische Arzneimittel 

200132 Arzneimittel mit Ausnahme derjenigen, die unter 1200131 fallen 

200137 Holz, das gefährliche Stoffe enthält 

200138 Holz, mit Ausnahme desjenigen, das unter 200137 fällt 

200139 Kunststoffe 

200201 kompostierbare Abfälle 

200301 gemischte Siedlungsabfälle  

200302 Marktabfälle 

200303 Straßenkehricht 

200306 Abfälle aus der Kanalreinigung 

200307 Sperrmüll 

200399 Siedlungsabfälle a.n.g. 

  

 Stand 01.01.2005 

 



3. Änderungssatzung vom 17.12.2018 zur
Straßenreinigungssatzung vom 14.12.2015

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
17.12.2018 die folgende Änderungssatzung beschlossen:

Art. 1

Die Straßenreinigungssatzung vom 14.12.2015 in der
Fassung vom 27.11.2017 (Amtsblatt für die Stadt Ober-
hausen vom 15.12.2017 S. 264 f) wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 einge-
fügt:

„(3) Wird ein Grundstück durch eine unselbstständi-
ge öffentliche Stichstraße erschlossen, so sind
Gehweg und Fahrbahn von den angrenzenden
Eigentümern zu reinigen. Gleiches gilt für Ver-
bindungswege zwischen zwei öffentlichen Stra-
ßen, es sei denn, ihnen ist im Straßenreini-
gungsverzeichnis ein anderslautender und dann
geltender Reinigungsschlüssel zugeordnet.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4
und 5.

2. § 7 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„Grenzt ein durch eine oder mehrere Straße(n) er-
schlossenes Grundstück nicht oder nicht mit der/den
gesamten der Straße zugewandten Grundstücks-
seite(n) an diese Straße(n), so wird anstelle der Front-
länge(n) bzw. zusätzlich zur/zu den Frontlänge(n) die
der/den Straße(n) zugewandte(n) Grundstücksseite(n)
(Hinterliegerfront(en)) zugrunde gelegt. Wird ein
Grundstück über eine unselbstständige öffentliche
Stichstraße erschlossen, ist nur die an den Hauptzug
angrenzende bzw. dem Hauptzug zugewandte Seite
zugrunde zu legen. Als der Straße zugewandt im
Sinne der Sätze 1 und 2 gilt eine Grundstücksseite,
wenn sie parallel oder in einem Winkel von weniger als
45° zur Straße verläuft. Grenzt ein durch eine oder
mehrere Straße(n) erschlossenes Grundstück nicht
oder nur zum Teil an diese Straße(n) und weist es im
Übrigen keine ihr zugewandte(n) Grundstücksseite(n)
auf, so wird die Frontlänge bzw. Grundstücksseite zu-
grunde gelegt, die sich bei einer gedachten Verlänge-
rung dieser Straße(n) in gerader Linie ergäbe. Wenn
mehr als eine gedachte Verlängerung der Straße(n) in
gerader Linie möglich ist, so wird die kürzere Seite zu-
grunde gelegt.

3. In der Anlage zur Straßenreinigungssatzung wird im
Straßenverzeichnis der bisherige Reinigungsschlüssel
folgender Straßen durch die folgenden Reinigungs-
schlüssel ersetzt:

Straße Reinigungsschlüssel

Aachener Straße 100

Am Lohbruch 100
von Höhenweg bis Nr.15/16 110

Arnheimer Straße
von Oranienstraße bis Nr. 20 b 110
von Nr. 22 bis Ende (Forststraße) 100

Barmingholtener Straße 100
von Graßhofstraße bis Vogelsangweg 110

Flöz-Herrenbank-Straße 110

Flöz-Laura-Straße 110

Flöz-Matthias-Straße 110
von Nr. 8 - Nr. 18 (nur gerade Hausnummern) 100

Fürstenstraße 110

Georgstraße 100

Graßhofstraße 121
Nr. 101 - 117 (nur ungerade Hausnummern) 100

Herzogstraße 110
Nr. 69 - Nr. 89 b, Nr. 91 - Nr. 95 c 
sowie Nr. 129 - Nr. 177
(nur ungerade Hausnummern) 100

Lindenplatz 110
Nr. 1 - Nr. 4 und Nr. 21 - Nr. 25 100

Posener Straße 110

Schifferstraße 100

Walsumermarkstraße 110
von Nr. 110 (ab Olbergsweg) bis Wendehammer 110
von Olbergsweg bis Am Ringofen 100

4. In der Anlage zur Straßenreinigungssatzung werden in
das Straßenreinigungsverzeichnis folgende neu ge-
widmete Straßen eingefügt:

Am Alsbach 100

Im Koppenfeld 100

In der Mark 100

Lohmannshof 100

Pfälzer Graben 100

Schlägerheidstraße 100

Vogelsangweg 100

Zum Buchenbach 100

5. In der Anlage zur Straßenreinigungssatzung wird fol-
gende Straße aufgrund eines Schreibfehlers neu auf-
geführt:

Am Barmscheidsgrund 100

6. In der Anlage zur Straßenreinigungssatzung werden
folgende Straßen ersatzlos gestrichen:

Cheruskerstraße

Ernststraße

Gehrbergstraße

Schmale Straße

Art. 2

Die Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende 3. Änderungssatzung zur Straßenreini-
gungssatzung der Stadt Oberhausen vom 14.12.2015
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV.NW 1994, S. 666) in der
zur Zeit gültigen Fassung können Verletzungen von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 17.12.2018

Daniel Schranz
Oberbürgermeister

Öffentliche Bekanntmachung der Stadt
Oberhausen

Abgabesatz-Satzung 2019 der Stadt Oberhausen
vom 17.12.2018

Der Rat der Stadt Oberhausen hat in seiner Sitzung vom
17.12.2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

(1) Gemäß § 18 Abs. 3 der Entwässerungssatzung der
Stadt Oberhausen vom 18.12.2006 in der zur Zeit gül-
tigen Fassung wird der Jahresgebührensatz 2019 auf 

a) 2,49 EUR je cbm für Schmutzwasser und
b) 1,41 EUR je qm für Niederschlagswasser

festgesetzt.

(2) Für Gebührenpflichtige, die von einem Entwässerungs-
verband zu Verbandslasten oder Abgaben herangezo-
gen werden, beträgt der Gebührensatz 2019

a) 1,35 EUR je cbm für Schmutzwasser und
b) 0,79 EUR je qm für Niederschlagswasser.

(3) Die Abwassergebühr für Kleineinleiter (§ 18 Abs. 2
der Entwässerungssatzung) beträgt 0,86 EUR je cbm
Abwasser.

(4) Der Gebührensatz 2019 für die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen (§ 12 der Kleinkläranla-
gensatzung vom 18.12.2006) beträgt 60,39 EUR je cbm
abgefahrenen Grubeninhalts.

§ 2

Gemäß § 20 Abs. 2 der Abfallsatzung der Stadt Oberhau-
sen vom 17.12.2018 werden die Jahresgebühren 2019
für die Abfallbeseitigung wie folgt festgesetzt:

Restmüll
Der Jahresgebührensatz beträgt 2,88 EUR je Liter Restmüll.

40 Liter Großbehälter
4-wöchentliche Leerung = 28,78 EUR

80 Liter Großbehälter  
4-wöchentliche Leerung = 57,55 EUR

80 Liter Großbehälter
14-tägliche Leerung = 115,11 EUR

80 Liter Großbehälter
einmalige wöchentliche Leerung   = 230,21 EUR

120 Liter Großbehälter
4-wöchentliche Leerung = 86,33 EUR

120 Liter Großbehälter 
14-tägliche Leerung                     = 172,66 EUR

120 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung   = 345,32 EUR

240 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung   = 690,64 EUR

770 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung   = 2.215,79 EUR

770 Liter Großbehälter
zweimalige wöchentliche Leerung = 4.431,59 EUR

1.100 Liter Großbehälter 
einmalige wöchentliche Leerung   = 3.165,42 EUR

1.100 Liter Großbehälter
zweimalige wöchentliche Leerung = 6.330,84 EUR

3.000 Liter Halbunterflurcontainer
wöchentliche Leerung  = 7.338,02 EUR

3.000 Liter Halbunterflurcontainer
14-tägliche Leerung = 3.669,01 EUR

5.000 Liter Unterflurcontainer
wöchentliche Leerung  =12.230,03 EUR

5.000 Liter Unterflurcontainer
14-tägliche Leerung =  6.115,02 EUR

Hausmüllsack =        3,30 EUR

Grünabfallsack =        1,50 EUR

Biotonne
Der Jahresgebührensatz beträgt 2,16 EUR je Liter Biomüll.

80 Liter Großbehälter
14-tägliche Leerung = 86,33 EUR

120 Liter Großbehälter
14-tägliche Leerung = 129,49 EUR

240 Liter Großbehälter
14-tägliche Leerung = 258,99 EUR
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Für die Abfuhr hausmüllähnlicher Gewerbeabfälle wer-
den die Gebühren wie folgt festgesetzt:
Der Gebührensatz beträgt 31,48 EUR je cbm und Leerung.

1.100 Liter Container    je Leerung  =     34,63 EUR
2.500 Liter Umleerbehälter  je Leerung  =     78,71 EUR
4.500 Liter Umleerbehälter  je Leerung  =   141,68 EUR

§ 3

Gemäß § 8 Abs. 1 der Straßenreinigungssatzung der
Stadt Oberhausen vom 14.12.2015 in der zurzeit gültigen
Fassung werden die Jahresgebührensätze 2019 auf

4,11 EUR für Anliegerstraßen,
3,61 EUR für innerörtliche Straßen, 
3,32 EUR für überörtliche Straßen und
4,09 EUR für fußläufige Straßen und Straßenteile

pro Meter Straßenfrontlänge bei einmaliger wöchent-
licher Reinigung festgesetzt. Wird mehrmals gereinigt, so
vervielfältigt sich die Benutzungsgebühr entsprechend.

§ 4

Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Abgabesatz-Satzung 2019 der Stadt
Oberhausen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Gemeindeordnung für das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14.07.1994 (GV NRW 1994, S. 666) in der
zur Zeit gültigen Fassung können Verletzungen von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung
oder der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der
Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden,
die den Mangel ergibt.

Oberhausen, 17. Dezember 2018

D. Schranz
Oberbürgermeister


